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Prüfbereiche der hochschulinternen Akkre-

ditierung 

Leitlinien und Kriterien externer Organisa-

tionen 

Studienakkreditierungsverordnung 

(StudAkkV)1 

Beschlüsse/Richtlinien/Kriterien der Univer-

sität Potsdam2 

1. Konzept des Studienprogramms 

 

1.1 Ziele des Studienprogramms 

Die Qualifikationsziele umfassen fachliche und 

überfachliche Aspekte und beziehen sich insbe-

sondere auf die Bereiche wissenschaftliche 

Befähigung, die Befähigung, eine qualifizierte 

Beschäftigung aufzunehmen, die Befähigung 

zum gesellschaftlichen Engagement und Per-

sönlichkeitsentwicklung. Die Studien- und 

Prüfungsordnung enthält Angaben zu fachli-

chen, methodischen, personalen und sozia-

len/gesellschaftlichen Kompetenzen und zukünf-

tigen Berufsfeldern. Das Leitbild Lehre spiegelt 

sich in den Zielen des Studienprogramms wi-

der. 

 

 

ESG, 1.2: Gestaltung und Genehmigung von 

Studiengängen: „Studiengänge werden so 

gestaltet, dass ihre Qualifikationsziele auf die 

Strategie der Institution abgestimmt sind und 

die gewünschten Lernergebnisse klar definiert 

sind.“ 

 

HQR: Kompetenzmodell zur systematischen, 

vergleichbaren Beschreibung der Qualifikatio-

nen auf Bachelor, Master- und Doktoratsebene 

(S. 4, ‚Leitlinien‘). 

 

StudAkkV §3(1): Im System gestufter Studi-

engänge ist der Bachelorabschluss der erste 

berufsqualifizierende Regelabschluss eines 

Hochschulstudiums; der Masterabschluss stellt 

einen weiteren berufsqualifizierenden Hoch-

schulabschluss dar. Grundständige Studiengän-

ge, die unmittelbar zu einem Masterabschluss 

führen, sind mit Ausnahme theologischer Stu-

diengänge ausgeschlossen. 

 

StudAkkV §11(1): Die Qualifikationsziele und 

die angestrebten Lernergebnisse sind klar for-

muliert und tragen den in Artikel 2 Absatz 3 

Nummer 1 Studienakkreditierungsstaatsvertrag 

genannten Zielen von Hochschulbildung nach-

vollziehbar Rechnung. Die Dimension der 

Persönlichkeitsbildung umfasst auch die künf-

tige zivilgesellschaftliche, politische und kultu-

relle Rolle der Absolventinnen und Absolven-

ten. Die Studierenden sollen nach ihrem Ab-

schluss in der Lage sein, gesellschaftliche 

Prozesse kritisch, reflektiert sowie mit Verant-

wortungsbewusstsein und in demokratischem 

Gemeinsinn maßgeblich mitzugestalten. 

 

StudAkkV §11(2): Die fachlichen und wissen-

schaftlichen/künstlerischen Anforderungen 

umfassen die Aspekte Wissen und Verstehen 

[…] und sind stimmig in Hinblick auf das 

vermittelte Abschlussniveau (in Verbindung 

mit HRQ). 

 

StudAkkV §11(3): Bachelorstudiengänge 

 

BAMA-O §4(2): „Die Qualifikationsziele des 

Studiums und die beruflichen Einsatzfelder 

nach dem Studium sind in der jeweiligen fach-

spezifischen Ordnung zu beschreiben. Die 

Qualifikationsziele müssen dem angestrebten 

wissenschaftlichen bzw. künstlerischen Ausbil-

dungsziel und Abschlussniveau entsprechen 

und beziehen sich vor allem auf die Bereiche 

wissenschaftliche bzw. künstlerische Befähi-

gung, Berufsbefähigung, Befähigung zur bür-

gerschaftlichen Teilhabe und Persönlichkeits-

entwicklung. Die zur Erreichung der Qualifika-

tionsziele erforderlichen fachlichen, fachüber-

greifenden, methodischen, sozialen und perso-

nalen Kompetenzen werden im Studienverlauf 

in entsprechend konzipierten Modulen erwor-

ben.“ 

 

Planungskonzeption für MA, 2.2 Qualitati-

ve/fachliche Anforderungen: „Es liegen hinrei-

chende und detaillierte Begründungen und 

Belege für die angestrebten Berufsfelder vor. 

Forschungsbezug oder Anwendungsbezug sind 

nachvollziehbar begründet.“  

 

Leitbild Lehre: Das Leitbild Lehre „weist für 

Lehrende und Studierende ein hohes Maß an 

Verbindlichkeit auf, indem es sich in den Cur-

ricula der Studienprogramme widerspiegelt und 

den Mitgliedern der Universität Orientierung 

gibt.“ 

 

1  Land Brandenburg (2019): Verordnung zur Regelung der Studienakkreditierung (Studienakkreditierungsverordnung - StudAkkV) vom 28.Oktober 2019; URL: 

https://bravors.brandenburg.de/verordnungen/studakkv. 

2  Erläuterungen und Quellenverweise in der Übersicht auf S. 25f. 
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dienen der Vermittlung wissenschaftlicher 

Grundlagen, Methodenkompetenz und berufs-

feldbezogener Qualifikationen und stellen eine 

breite wissenschaftliche Qualifizierung dar.  

 

1.2 Sicherung der wissenschaftlichen Befähi-

gung 

Zur Sicherung der wissenschaftlichen Befähi-

gung der Studierenden wurden bei der Konzep-

tion des Studienprogramms bzw. werden im 

laufenden Betrieb Empfehlungen von Fachver-

bänden, des Wissenschaftsrats, Standards von 

Fachgesellschaften, Erfahrungen anderer 

Universitäten usw. bei der Weiterentwicklung 

berücksichtigt. 

 

ESG, 1.2 Gestaltung und Genehmigung von 

Studiengängen: „Studiengänge […] nutzen 

externe Expertisen und Referenzpunkte.“ 

 

 

StudAkkV §11(2): Die fachlichen und wissen-

schaftlichen/künstlerischen Anforderungen 

umfassen die Aspekte Wissen und Verstehen 

(Wissensverbreiterung, Wissensvertiefung und 

Wissensverständnis), Einsatz, Anwendung und 

Erzeugung von Wissen/Kunst (Nutzung und 

Transfer) wissenschaftliche Innovation), Kom-

munikation und Kooperation sowie wissen-

schaftliches/künstlerisches Selbstverständnis / 

Professionalität und sind stimmig im Hinblick 

auf das vermittelte Abschlussniveau.  

 

StudAkkV §13(1): Die Aktualität und Adä-

quanz der fachlichen und wissenschaftlichen 

Anforderungen ist gewährleistet.  

 

Interne Programmakkreditierung: Die Qua-

litätsanforderungen zur Sicherung der wissen-

schaftlichen Qualifizierung werden dann als 

erfüllt angesehen, wenn bei der Konzeption des 

Studienprogramms einschlägige Empfehlungen 

berücksichtigt wurden. 

 

1.3 Sicherung der beruflichen Befähigung 

Zur Sicherung der Berufsbefähigung und der 

Wettbewerbsfähigkeit der Studierenden wurden 

bei der Konzeption des Studienprogramms bzw. 

werden im laufenden Betrieb die Anforderun-

gen des Arbeitsmarkts durch die Beteiligung 

von Vertreter*innen aus den Berufsfeldern 

berücksichtigt bzw. Empfehlungen von Vertre-

ter*innen der Berufspraxis, Berufsverbände 

usw. eingebunden. 

 

 

ESG, 1.1 Strategie für die Qualitätssicherung: 

„Hochschulen verfügen über eine öffentlich 

zugängliche Strategie für die Qualitätssiche-

rung, die Teil ihres strategischen Managements 

ist. Diese Strategie wird mithilfe geeigneter 

Strukturen und Prozesse von den internen 

Interessenvertretern entwickelt und umgesetzt, 

wobei externe Interessengruppen einbezogen 

werden.“ („[D]er Begriff Interessengruppen 

[…] schließt auch externe Interessenvertreter 

ein, wie beispielsweise Arbeitgeber und externe 

Partner der Hochschulen.“) 

 

ESG, 1.7 Informationsmanagement: „Die 

Hochschulen stellen sicher, dass sie für die 

erfolgreiche Durchführung der Studiengänge 

und für andere Aktivitäten relevante Daten 

erheben, analysieren und nutzen.“ „Folgende 

Daten sind relevant: […] Berufswege der Ab-

solventinnen und Absolventen.“ 

 

StudAkkV §18(1): Das Qualitätsmanagement-

system beinhaltet regelmäßige Bewertungen 

der Studiengänge und der für Lehre und Studi-

um relevanten Leistungsbereiche durch interne 

und externe Studierende, hochschulexterne 

wissenschaftliche Expertinnen und Experten, 

Vertreterinnen und Vertreter der Berufspraxis, 

Absolventinnen und Absolventen. 

 

StudAkkV §18(3): Die für die Umsetzung des 

Qualitätsmanagementsystems erforderlichen 

Daten werden hochschulweit und regelmäßig 

erhoben.  

 

BAMA-O § 4(1): „Ziel des Hochschulstudiums 

ist der Erwerb eines Bachelor- bzw. Mastergra-

des. Der Bachelor stellt den ersten Abschluss 

des Hochschulstudiums dar und besitzt ein 

eigenständiges berufsqualifizierendes Profil. 

Das Masterstudium führt zu einem weiteren 

berufsqualifizierenden Abschluss.“ 

 

Planungskonzeption für MA, 2.2 Qualitati-

ve/fachliche Anforderungen: „Es liegen hinrei-

chende und detaillierte Begründungen und 

Belege für die angestrebten Berufsfelder vor.“  

 

Interne Programmakkreditierung: Die Qua-

litätsanforderungen zur Sicherung der berufli-

chen Befähigung werden dann als erfüllt ange-

sehen, wenn bei der Konzeption des Studien-

programms die Bedarfe des Arbeitsmarktes 

(z.B. durch Studien, Einbindung von Berufs-

praxisvertreter*innen) berücksichtigt wurden. 

 

1.4 Ziele und Aufbau des Studienprogramms 

 

 

 

StudAkkV §6(2) Abschlüsse und Abschluss-

 

BAMA-O § 4(2): „Die zur Erreichung der 
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(„Zielkongruenz“) 

Die Module sind geeignet, die formulierten 

Ziele des Studienprogramms zu erreichen. Bei 

Zwei-Fächer-Bachelorprogrammen sollte 

darauf geachtet werden, dass das Zweitfach 

nicht aus einer reinen Subtraktion des Erstfa-

ches besteht, sondern einen gewissen Grad an 

Eigenständigkeit aufweist. Dies könnten z.B. 

Module sein, die speziell für Studierende des 

Zweitfaches angeboten werden.  

bezeichnungen:  

 

1. Bachelor of Arts (B.A.) und Master of Arts 

(M.A.) in den Fächergruppen Sprach- und 

Kulturwissenschaften, Sport, Sportwissen-

schaft, Sozialwissenschaften, Kunstwissen-

schaft, Darstellende Kunst und bei entspre-

chender inhaltlicher Ausrichtung in der Fächer-

gruppe Wirtschaftswissenschaften sowie in 

künstlerisch angewandten Studiengängen, 

2. Bachelor of Science (B.Sc.) und Master of 

Science (M.Sc.) in den Fächergruppen Mathe-

matik, Naturwissenschaften, Medizin, Agrar-, 

Forst und Ernährungswissenschaften, in den 

Fächergruppen Ingenieurwissenschaften und 

Wirtschaftswissenschaften bei entsprechender 

inhaltlicher Ausrichtung, […] 

4. Bachelor of Laws (LL.B.) […] in der Fä-

chergruppe Rechtswissenschaften, […] 

7. Bachelor of Education (B.Ed.) und Master of 

Education (M.Ed.) für Studiengänge, in denen 

die Bildungsvoraussetzungen für ein Lehramt 

vermittelt werden. […] 

 

StudAkkV §3(2): Die Regelstudienzeiten für 

ein Vollzeitstudium betragen sechs, sieben oder 

acht Semester bei den Bachelorstudiengängen 

und vier, drei oder zwei Semester bei den Mas-

terstudiengängen. Im Bachelor beträgt die 

Regelstudienzeit im Vollzeitstudium mindes-

tens drei Jahre. Bei Konsekutiven Studiengän-

gen beträgt die Gesamtregelstudienzeit im 

Vollzeitstudium fünf Jahre (zehn Semester).  

 

StudAkkV §12(1): Das Curriculum ist unter 

Berücksichtigung der festgelegten Eingangs-

qualifikationen und im Hinblick auf die Er-

reichbarkeit der Qualifikationsziele adäquat 

aufgebaut. Die Qualifikationsziele, die Studi-

engangsbezeichnung, Abschlussgrad und -

bezeichnung und das Modulkonzept sind stim-

mig aufeinander bezogen. Das Studiengangs-

konzept umfasst vielfältige, an die jeweilige 

Qualifikationsziele erforderlichen fachlichen, 

fachübergreifenden, methodischen, sozialen 

und personalen Kompetenzen werden im Stu-

dienverlauf in entsprechend konzipierten Mo-

dulen erworben.“ 

 

Interne Programmakkreditierung: Bei Zwei-

Fächer-Bachelorprogrammen sind die verschie-

denen Kombinationshäufigkeiten (und damit 

ggf. unterschiedliche Berufsfelder) von Erst- 

und Zweitfach berücksichtigt worden. 
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Fachkultur und das Studienformat angepasste 

Lehr- und Lernformen sowie gegebenenfalls 

Praxisanteile. 

 

1.5 Zugang zum Studium und Studienein-

gang 

Die Zugangsvoraussetzungen sind sinnvoll 

bezogen auf die Anforderungen des Studiums. 

Die Zugangsvoraussetzungen sind dokumentiert 

und veröffentlicht. Es sind Elemente enthalten 

bzw. Informationen veröffentlicht, die Studien-

interessierten die Möglichkeit geben, die Studi-

eninhalte mit den eigenen Erwartungen an das 

Studium zu spiegeln und Studienanfän-

ger*innen einen erfolgreichen Start in das 

Studium ermöglichen. Bei der Entscheidung für 

das Studium an der Universität Potsdam spielt 

die Qualität/Spezifik des Studienprogramms 

eine wichtige Rolle. 

 

 

 

 

 

StudAkkV §5(1): Zugangsvoraussetzung für 

einen Masterstudiengang ist ein erster berufs-

qualifizierender Hochschulabschluss. Bei wei-

terbildenden und künstlerischen Masterstudien-

gängen kann der berufsqualifizierende Hoch-

schulabschluss durch eine Eingangsprüfung 

ersetzt werden, sofern das Landesrecht dies 

vorsieht. Weiterbildende Masterstudiengänge 

setzen qualifizierte berufspraktische Erfahrung 

von in der Regel nicht unter einem Jahr voraus. 

 

StudAkkV §12(1): Das Curriculum ist unter 

Berücksichtigung der festgelegten Eingangs-

qualifikation […] adäquat aufgebaut. 

 

Zweite Satzung zur Änderung der Satzung über 

die Zulassung zu Studienplätzen in zulassungs-

beschränkten grundständigen Studiengängen an 

der Universität Potsdam vom 23. Januar 2019 

(AmBek Nr. 2/2019, S. 46) (PDF).  

 

Allgemeine Zugangs- und Zulassungsordnung 

zu den nicht lehramtsbezogenen Masterstudi-

engängen an der Universität Potsdam (Zulas-

sungsordnung - ZulO) vom 24. Februar 2016 

i.d.F. der ersten Satzung zur Änderung der 

allgemeinen Zugangs- und Zulassungsordnung 

zu den nicht lehramtsbezogenen Masterstudi-

engängen an der Universität Potsdam (Zulas-

sungsordnung – ZulO) - Lesefassung - vom 15. 

Mai 2019 (AmBek Nr. 16/2019, S. 1253) 

 

1.6 Kooperationsprogramme (Joint- und 

Double-Degrees und weitere vertragliche 

geregelte Kooperationsprogramme) 

Beteiligt oder beauftragt die Hochschule ande-

re Organisationen mit der Durchführung von 

Teilen des Studienprogramms oder führt sie 

eine Kooperation des Studienprogramms mit 

einer anderen Hochschule durch, gewährleistet 

sie bzw. die gradverleihenden Hochschulen die 

Umsetzung und die Qualität des Konzepts des 

Studienprogramms. Umfang und Art bestehen-

der Kooperationen mit anderen Hochschulen, 

Unternehmen und sonstigen Einrichtungen sind 

beschrieben und die der Kooperation zugrunde 

liegenden Vereinbarungen dokumentiert. Zu-

gangs- und Prüfungswesen sind abgestimmt 

und für die Studierenden und Studieninteres-

sierten in der Studienordnung dokumentiert. 

Die Anrechnung von Studienleistungen bei 

Kooperationen des Studienprogramms ist ver-

bindlich geregelt und für alle beteiligten Ak-

teur*innen nachvollziehbar dargelegt Die 

 

 

 

 

StudAkkV §9(1): Umfang und Art bestehender 

Kooperationen mit Unternehmen und sonstigen 

Einrichtungen sind unter Einbezug nichthoch-

schulischer Lernorte und Studienanteile sowie 

Unterrichtssprache(n) vertraglich geregelt und 

auf der Internetseite der Hochschule beschrie-

ben. Bei Anwendung von Anrechnungsmodel-

len im Rahmen von studiengangsbezogenen 

Kooperationen ist die inhaltliche Gleichwertig-

keit anzurechnender nichthochschulischer 

Qualifikationen und deren Äquivalenz gemäß 

dem angestrebten Qualifikationsniveau nach-

vollziehbar dargelegt. 

(2) Im Fall von studiengangsbezogenen Koope-

rationen mit nichthochschulischen Einrichtun-

gen ist der Mehrwert für die künftigen Studie-

renden und die gradverleihende Hochschule 

nachvollziehbar dargelegt. 

 

StudAkkV §10(1) (Joint-Degree-

Programme):  

[…] gestufter Studiengang, der von einer inlän-
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Studierenden werden durch entsprechende 

Beratungsangebote bei der Planung und dem 

Studium von Joint-/Double-Degree Program-

men unterstützt. Bei der Betreuung, der Gestal-

tung des Studienprogramms und den angewen-

deten Lehr- und Lernformen werden die Vielfalt 

der Studierenden, ihre Bedürfnisse und die 

spezifischen Anforderungen mobiler Studieren-

der berücksichtigt. 

(Nur für Joint-Degree Programme): Diese 

werden gemeinsam mit einer oder mehreren 

Hochschulen aus dem Inland aus ausländischen 

Staaten oder aus dem Europäischen Hoch-

schulraum koordiniert und angeboten. Im Falle 

von Joint-Degree Programmen existiert eine 

gemeinsame Qualitätssicherung, der Studien-

anteil an einer oder mehreren beteiligten 

Hochschulen beträgt in der Regel mindestens 

25 Prozent. 

dischen Hochschule gemeinsam mit einer 

mehreren Hochschulen ausländischer Staaten 

aus dem Europäischen Hochschulraum koordi-

niert und angeboten wird, zu einem gemeinsa-

men Abschluss führt und folgende weitere 

Merkmale aufweist:  

1) Integriertes Curriculum 

2) Studienenteil an einer oder mehreren 

ausländischen Hochschulen von 

i.d.R. mindestens 25 Prozent, 

3) Vertraglich geregelte Zusammenar-

beit 

4) Abgestimmtes Zugangs- und Prü-

fungswesen 

5) Gemeinsame Qualitätssicherung 

 

StudAkkV §16 Sonderregelungen für Joint-

Degree-Programme: 

(1) Für Joint-Degree-Programme finden 

die Regelungen in §11 Absätze 1 und 

2, sowie §12 Absatz 1 Sätze 1 bis 3, 

Absatz 2, Satz 1, Absätze 3 und 4 

sowie § 14 entsprechend Anwendung. 

Daneben gilt: 

1) Die Zugangsvoraussetzungen 

und Auswahlverfahren sind der 

Niveaustufe und der Fachdiszip-

lin, in der der Studiengang ange-

siedelt ist, angemessen. 

2) Es kann nachgewiesen werden, 

dass mit dem Studiengang die 

angestrebten Lernergebnisse er-

reicht werden. 

3) Soweit einschlägig, sind die 

Vorgaben der Richtlinie 

2005/36/EG vom 07.09.2005 

(ABI. L 255 vom 30.09.2005, 

S.22-142) über die Aberkennung 

von Berufsqualifikationen, zu-

letzt geändert durch die Richtli-

nie 2013/55/EU vom 17.01.2014 

(ABI- L 354 vom 28.12.2013, 

S.132-170) berücksichtigt. 
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4) Bei der Betreuung, der Gestal-

tung des Studiengangs und den 

angewendeten Lehr- und Lern-

formen werden die Vielfalt der 

Studierenden und ihre Bedürf-

nisse respektiert und die spezifi-

schen Anforderungen mobiler 

Studierender berücksichtigt. 

(2) Wird ein Joint-Degree-Programm von 

einer inländischen Hochschule ge-

meinsam mit einer oder mehreren 

Hochschulen ausländischer Staaten 

koordiniert und angeboten, die nicht 

dem europäischen Hochschulraum 

angehören (außereuropäische Koope-

rationspartner), so findet auf Antrag 

der inländischen Hochschule Absatz 

1 entsprechend Anwendung, wenn 

sich die außereuropäischen Koopera-

tionspartner in der Kooperationsver-

einbarung mit der inländischen Hoch-

schule zu einer Akkreditierung unter 

Anwendung der in Absatz 1, sowie in 

der in den §§10 Absätze 1 und 2 und 

22 Absatz 1 geregelten Kriterien und 

Verfahrensregeln verpflichtet. 

 

StudAkkV §19 Kooperation mit nichthoch-

schulischen Einrichtungen:  

Führt eine Hochschule einen Studiengang in 

Kooperation mit einer nichthochschulischen 

Einrichtung durch, ist die Hochschule für die 

Einhaltung der Maßgaben gemäß der Teile 2 

und 3 verantwortlich. Die gradverleihende 

Hochschule darf Entscheidungen über Inhalt, 

und Organisation des Curriculums, über Zulas-

sung, Anerkennung und Anrechnung, über die 

Aufgabenstellung und Bewertung von Prü-

fungsleistungen, über die Verwaltung Prüfungs- 

und Studierendendaten, über die Verfahren der 

Qualitätssicherung sowie über Kriterien und 

Verfahren der Auswahl des Lehrpersonals nicht 

delegieren.  
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StudAkkV §20 Hochschulische Kooperatio-

nen: 

(1) Führt eine Hochschule eine studien-

gangsbezogene Kooperation mit einer 

anderen Hochschule durch, gewähr-

leistet die gradverleihende Hochschu-

le bzw. gewährleisten die gradverlei-

henden Hochschulen die Umsetzung 

und die Qualität des Studiengangs-

konzeptes. Art und Umfang der Ko-

operation sind beschrieben und die 

der Kooperation zu Grunde liegenden 

Vereinbarungen dokumentiert. 

(2) Führt eine systemakkreditierte Hoch-

schule eine studiengangsbezogene 

Kooperation mit einer anderen Hoch-

schule durch, kann die systemakkre-

ditierte Hochschule dem Studiengang 

das Siegel des Akkreditierungsrates 

gemäß §22 Absatz 4 Satz 2 verleihen, 

sofern sie selbst gradverleihend ist 

und die Umsetzung und die Qualität 

des Studiengangskonzeptes gewähr-

leistet. Abs. 1 Satz 2 gilt entspre-

chend.  

(3) Im Fall der Kooperation von Hoch-

schulen auf der Ebene ihrer Quali-

tätsmanagementsysteme ist eine Sys-

temakkreditierung jeder der beteilig-

ten Hochschulen erforderlich. Auf 

Antrag der kooperierenden Hoch-

schulen ist ein gemeinsames Verfah-

ren der Systemakkreditierung zuläs-

sig. 

 

1.7 Weiterbildende Studienprogramme 

Weiterbildende Masterprogramme entsprechen 

in den Vorgaben zur Regelstudienzeit und zur 

Abschlussarbeit den konsekutiven Masterpro-

grammen und führen zu dem gleichen Qualifi-

kationsniveau und zu denselben Berechtigun-

gen. Weiterbildende Masterprogramme setzen 

 

BbgHG § 9(5): In künstlerischen und besonde-

ren weiterbildenden Masterstudiengängen kann 

an die Stelle des berufsqualifizierenden Hoch-

schulabschlusses eine Eingangsprüfung treten, 

bei der die Bewerberin oder der Bewerber 

Kenntnisse und Fähigkeiten nachweist, die 

einem geeigneten berufsqualifizierenden Hoch-

 

StudAkkV §4(2) Studiengangsprofile: 

Bei der Einrichtung eines Masterstudiengangs 

ist festzulegen, ob er konsekutiv oder weiterbil-

dend ist. Weiterbildende Masterstudiengänge 

entsprechen in den Vorgaben zur Regelstudien-

zeit und zur Abschlussarbeit den konsekutiven 

Masterstudiengängen und führen zu dem glei-
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als Zugangsvoraussetzung qualifizierte berufs-

praktische Erfahrung von in der Regel nicht 

unter einem Jahr voraus, die Zugangsvoraus-

setzungen sind transparent dargelegt. Weiter-

bildende Masterprogramme müssen sich dar-

über hinaus nach ihrer inhaltlichen und orga-

nisatorischen Ausgestaltung insbesondere an 

beruflich qualifizierte Bewerber*innen richten. 

Das Konzept des Studienprogramms weiterbil-

dender Masterprogramme berücksichtigt die 

beruflichen Erfahrungen und knüpft zur Errei-

chung der Qualifikationsziele an diese an.  

Es gibt ein Beratungsangebot, dass neben den 

inhaltlichen und organisatorischen Aspekten 

auch die spezifischen Bedarfe der Studierenden 

in weiterbildenden Studienprogrammen adres-

siert. Die Gebührenordnung ist transparent 

dargelegt und entspricht derer vergleichbarer 

Studienprogramme an der UP bzw. anderen 

Hochschulen. Ausstattung, Kapazitätsberech-

nung und Raumverteilung sind mit den beteilig-

ten Instituten/Fächern abgestimmt und transpa-

rent dargelegt. 

 

schulabschluss entsprechen. Weiterbildende 

Masterstudiengänge müssen sich darüber hin-

aus nach ihrer inhaltlichen und organisatori-

schen Ausgestaltung insbesondere an beruflich 

qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber 

richten. Eingangsprüfungen sind Hochschulprü-

fungen nach § 21 und durch Satzung der Hoch-

schule zu regeln. Die Zugangsvoraussetzungen 

für einen lehramtsbezogenen Masterstudien-

gang richten sich nach den Bestimmungen des 

Brandenburgischen Lehrerbildungsgesetzes 

vom 18. Dezember 2012 (GVBl. I Nr. 45), das 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

14. März 2014 (GVBl. I Nr. 14 S. 9) geändert 

worden ist. 

 

chen Qualifikationsniveau und zu denselben 

Berechtigungen. 

 

StudAkkV §5(1) Zugangsvoraussetzungen:  

Zugangsvoraussetzung für einen Masterstudi-

engang ist ein erster berufsqualifizierender 

Hochschulabschluss. In künstlerischen und 

besonderen weiterbildenden Masterstudiengän-

gen kann gemäß § 9 Absatz 5 Satz 4 des Bran-

denburgischen Hochschulgesetzes an die Stelle 

des berufsqualifizierenden Hochschulabschlus-

ses eine Eingangsprüfung treten, bei der die 

Bewerberin oder der Bewerber Kenntnisse und 

Fähigkeiten nachweist, die einem geeigneten 

berufsqualifizierenden Hochschulabschluss 

entsprechen. Weiterbildende Masterstudien-

gänge setzen qualifizierte berufspraktische 

Erfahrung von in der Regel nicht unter einem 

Jahr voraus. 

 

StudAkkV §6 Abschlüsse und Abschlussbe-

zeichnungen: 

7. Bachelor of Education (B.Ed.) und Master of 

Education (M.Ed.) für Studiengänge, in denen 

die Bildungs-voraussetzungen für ein Lehramt 

vermittelt werden. Für einen polyvalenten 

Studiengang kann entsprechend dem inhaltli-

chen Schwerpunkt des Studiengangs eine Be-

zeichnung nach den Nummern 1 bis 7 vorgese-

hen werden.  

 

Fachliche Zusätze zu den Abschlussbezeich-

nungen und gemischtsprachige Abschlussbe-

zeichnungen sind aus-geschlossen. Bachelor-

grade mit dem Zusatz „honours“ („B.A.hon.“) 

sind ausgeschlossen. Bei interdisziplinären und 

Kombinationsstudiengängen richtet sich die 

Abschlussbezeichnung nach demjenigen Fach-

gebiet, dessen Bedeutung im Studiengang 

überwiegt. Für Weiterbildungsstudiengänge 

dürfen auch Mastergrade verwendet werden, 

die von den vorgenannten Bezeichnungen 

abweichen. Für theologische Studiengänge, die 
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für das Pfarramt, das Priesteramt und den Beruf 

der Pastoralreferentin oder des Pastoralreferen-

ten qualifizieren („Theologisches Vollstudi-

um“), können auch abweichende Bezeichnun-

gen verwendet werden. 

 

StudAkkV §11(3) Qualifikationsziele und 

Abschlussniveau: 

Bachelorstudiengänge dienen der Vermittlung 

wissenschaftlicher Grundlagen, Methodenkom-

petenz und berufsfeldbezogener Qualifikatio-

nen und stellen eine breite wissenschaftliche 

Qualifizierung sicher. Konsekutive Master-

studiengänge sind als vertiefende, verbreitern-

de, fachübergreifende oder fachlich andere 

Studiengänge ausgestaltet. Weiterbildende 

Masterstudiengänge setzen qualifizierte berufs-

praktische Erfahrung von in der Regel nicht 

unter einem Jahr voraus. Das Studiengangskon-

zept weiterbildender Masterstudiengänge be-

rücksichtigt die beruflichen Erfahrungen und 

knüpft zur Erreichung der Qualifikationsziele 

an diese an. Bei der Konzeption legt die Hoch-

schule den Zusammenhang von beruflicher 

Qualifikation und Studienangebot sowie die 

Gleichwertigkeit der Anforderungen zu konse-

kutiven Masterstudiengängen dar. Künstleri-

sche Studiengänge fördern die Fähigkeit zur 

künstlerischen Gestaltung und entwickeln diese 

fort. 

 

1.8 Profil des Studienprogramms (nur für 

Masterprogramme) 

Das Masterprogramm verfügt über ein eigen-

ständiges Profil; Forschungsbezug oder An-

wendungsbezug sind nachvollziehbar begrün-

det. 

 

  

StudAkkV §4(1): Masterstudiengänge können 

in „anwendungsorientierte“ und „forschungs-

orientierte“ unterschieden werden. Masterstudi-

engänge, in denen die Bildungsvoraussetzungen 

für ein Lehramt vermittelt werden, haben ein 

besonderes lehramtsbezogenes Profil. Das 

jeweilige Profil ist in der Akkreditierung fest-

zustellen. 

 

Planungskonzeption für MA, 2.2: For-

schungsbezug oder Anwendungsbezug sind 

nachvollziehbar begründet. Wenn der Studien-

gang mit einem Profilbereich der UP oder 

einem Forschungsschwerpunkt der Fakultät 

verbunden ist, wird dies erläutert. 
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Prüfbereiche der hochschulinternen Akkre-

ditierung 

Leitlinien und Kriterien externer Organisa-

tionen 

Studienakkreditierungsverordnung 

(StudAkkv) 

Beschlüsse/Richtlinien/Kriterien der Univer-

sität Potsdam 

2. Aufbau des Studienprogramms 

 

2.1 Konzeption der Module 

Die Module sind durch die Zusammenfassung 

von Studieninhalten thematisch und zeitlich 

voneinander abgegrenzt. Die Beschreibungen 

der Module enthalten Angaben zu Inhalten und 

Qualifikationszielen der Module, Lehrformen, 

Voraussetzungen für die Teilnahme, der Ver-

wendbarkeit des Moduls, der Häufigkeit des 

Angebots von Modulen, dem Arbeitsaufwand 

(Kontakt- und Selbststudiumszeiten) sowie 

Voraussetzungen für die Vergabe von Leis-

tungspunkten (Prüfungsform und -umfang). Die 

Inhalte eines Moduls sind so zu bemessen, dass 

sie in der Regel innerhalb von maximal zwei 

aufeinander folgenden Semestern vermittelt 

werden können; in besonders begründeten 

Ausnahmefällen kann sich ein Modul auch über 

mehr als zwei Semester erstrecken. 

 

ESG, 1.2 Gestaltung und Genehmigung von 

Studiengängen: „Studiengänge werden so 

gestaltet, dass ihre Qualifikationsziele auf die 

Strategie der Institution abgestimmt sind und 

die gewünschten Lernergebnisse klar definiert 

sind. 

 

ESG, 1.8 Öffentliche Information: „Hochschu-

len veröffentlichen leicht verständliche, korrek-

te, objektive, aktuelle und gut zugängliche 

Informationen über ihre Aktivitäten und Studi-

engänge. […] Daher informieren Hochschulen 

über ihre Aktivitäten – unter anderem über ihre 

Studiengänge und Auswahlkriterien, die vorge-

sehenen Lernergebnisse der Studiengänge, die 

Qualifikationen, die sie verleihen, die einge-

setzten Lehr-, Lern- und Prüfverfahren, die 

Erfolgsquoten, die den Studierenden angebote-

nen Lernmöglichkeiten sowie die Berufslauf-

bahnen von Absolventinnen und Absolventen.“ 

 

 

StudAkkV §7(1): Die Studiengänge sind in 

Studieneinheiten (Module) zu gliedern, die 

durch die Zusammenfassung von Studieninhal-

ten thematisch und zeitlich abgegrenzt sind. Die 

Inhalte eines Moduls sind so zu bemessen, dass 

sie in der Regel innerhalb von maximal zwei 

aufeinander folgenden Semestern vermittelt 

werden können; in besonders begründeten 

Ausnahmefällen kann sich ein Modul auch über 

mehr als zwei Semester erstrecken. 

 

StudAkkV §7(2): Die Beschreibung eines 

Moduls soll mindestens enthalten: 

1. Inhalte und Qualifikationsziele des Moduls, 

2. Lehr- und Lernformen, 

3. Voraussetzungen für die Teilnahme, 

4. Verwendbarkeit des Moduls, 

5. Voraussetzungen für die Vergabe von ECTS-

Leistungspunkten (Prüfungsart, -umfang, -

dauer) entsprechend dem European Credit 

Transfer System (ECTS Leistungspunkte), 

6. ECTS-Leistungspunkte und Benotung, 

7. Häufigkeit des Angebots des Moduls, 

8. Arbeitsaufwand und 

9. Dauer des Moduls. 

 

StudAkkV §7(3): Unter den Voraussetzungen 

für die Teilnahme sind die Kenntnisse, Fähig-

keiten und Fertigkeiten für eine erfolgreiche 

Teilnahme und Hinweise für die geeignete 

Vorbereitung durch die Studierenden zu benen-

nen. […] Bei den Voraussetzungen für die 

Vergabe von ECTS-Leistungspunkten ist anzu-

geben, wie ein Modul erfolgreich absolviert 

werden kann (Prüfungsart- umfang, -dauer).  

 

 

BAMA-O §5: 

(1) Module sind in sich abgeschlossene abprüf-

bare Einheiten, die die Stoffgebiete thematisch 

und zeitlich abgerundet zusammenfassen. Ein 

Modul um-fasst im Regelfall Inhalte eines 

einzelnen Semesters oder eines Studienjahres. 

In besonders begründeten Fällen kann sich ein 

Modul auch über mehrere Semester erstrecken. 

Ein Modul umfasst in der Regel zwischen 6 

und 18 Leistungspunkten. Bei Zwei-Fächer-

Bachelor-Studiengängen umfassen die Module 

in der Regel 6, 9, 12, 15 oder 18 Leistungs-

punkte.  

(2) Die in einem Modul festgelegten Leistun-

gen sind studienbegleitend zu erbringen. Jedes 

Modul, soweit es nicht ausschließlich oder ganz 

überwiegend praktische Abschnitte umfasst, ist 

mit einer Note abzuschließen. Die Module sind 

einschließlich des Arbeitsaufwands und der zu 

vergebenden Leistungspunkte in der fach- bzw. 

studiengangspezifischen Ordnung zu beschrei-

ben. Zur besseren Übersichtlichkeit des Studi-

ums werden die Module in der fach- bzw. 

studiengangspezifischen Ordnung in einem 

Modulkatalog zusammengefasst. Die Beschrei-

bung eines Moduls im Modulkatalog muss 

mindestens enthalten: 

-Inhalte und Qualifikationsziele des Moduls,-

Modulart (Pflicht- oder Wahlpflichtmodul), 

-Lehrformen (einschließlich Kontaktzeit in 

Semesterwochenstunden), 

-Voraussetzungen für die Teilnahme auf Mo-

dulebene, 

-Voraussetzungen für die Vergabe von Leis-

tungspunkten (Prüfungsnebenleistungen, Form 

der Modulprüfung und ggf. Anzahl und 

Form(en) der Modulteilprüfungen),  

-Arbeitsaufwand für das Modul (gemessen in 
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Leistungspunkten und/oder Selbstlernzeit in 

Zeitstunden), -Häufigkeit des Angebots,-

Anbietende Lehreinheit(en). Die Modulbe-

schreibungen sollen Angaben zur Lehrsprache 

enthalten, wenn Veranstaltungen nicht in deut-

scher Sprache durchgeführt werden. Für die 

Modulbeschreibungen ist eines der Muster aus 

Anhang 1 zu verwenden. Bei Studiengängen, 

die mit einer anderen Hochschule gemeinsam 

betrieben werden (Kooperationsstudiengang), 

werden die Muster aus Anhang 1 lediglich 

empfohlen. 

(2a) Die jeweils zuständige Fakultät kann Mo-

dulbeschreibungen in einem fakultätsweiten 

fachüber-greifenden Modulkatalog zusammen-

stellen; der Modulkatalog ist als Satzung zu 

erlassen. Die Modulbeschreibungen in einem 

fakultätsweiten Modulkatalog müssen den 

Anforderungen dieser Ordnung entsprechen. 

Sofern und soweit Modulbeschreibungen in 

einem fakultätsweiten übergreifen-den Modul-

katalog enthalten sind, kann die fach- bzw. 

studiengangspezifische Ordnung auf diese 

Module verweise. 

 

2.2 Konzeption der Veranstaltungen 

Zu den Zielen von Bachelor- und Masterpro-

grammen gehört der Erwerb verschiedener 

Kompetenzen. Vor diesem Hintergrund sollten 

Studierende während des Studiums die Chance 

erhalten, in verschiedenen Veranstaltungsfor-

men zu lernen. In einem Studium, das z.B. fast 

ausschließlich aus Vorlesungen besteht, dürfte 

das eigenständige, entdeckende Lernen nicht 

ausreichend gefördert werden können. Die 

Lehrveranstaltungen innerhalb eines Moduls 

sind aufeinander abgestimmt. 

 

ESG, 1.3: Studierendenzentriertes Lernen und 

Lehren bedeutet in der Praxis  

• die Diversität der Studierenden und ihrer 

Bedürfnisse zu respektieren und ihnen durch 

flexible Lernwege Rechnung zu tragen;  

• wo es angebracht ist, unterschiedliche Ver-

mittlungsweisen in Betracht zu ziehen und zu 

nutzen;  

• unterschiedliche pädagogische Methoden 

flexibel einzusetzen 

 

 

StudAkkV §12(1): […] Das Studiengangskon-

zept umfasst vielfältige, an die jeweilige Fach-

kultur und das Studienformat angepasste Lehr- 

und Lernformate sowie ggf. Praxisanteile.  

 

 

 

Interne Programmakkreditierung: Die Qua-

litätsanforderungen für die Konzeption der 

Veranstaltungen werden dann als erfüllt ange-

sehen, wenn im fachwissenschaftlichen Studi-

um nicht mehr als 75% in derselben Veranstal-

tungsform gelehrt werden und die Kohärenz 

von Modulzielen und Veranstaltungen inner-

halb eines Moduls gegeben ist. 

 

2.3 Studentische Arbeitsbelastung 

Pro Semester ist ein Arbeitsumfang von 30 

Leistungspunkten vorgesehen. Für ein universi-

täres Studium, bei dem davon ausgegangen 

werden kann, dass über die Präsenzzeit hinaus 

 

 

 

 

StudAkkV §8(1): Jedem Modul ist in Abhän-

gigkeit vom Arbeitsaufwand für die Studieren-

den eine bestimmte Anzahl von ECTS-

Leistungspunkten zuzuordnen. Je Semester sind 

in der Regel 30 Leistungspunkte zu Grunde zu 

 

BAMA-O §6: 

(1) Das Leistungspunktsystem ist ein formaler 

Mechanismus zur Gliederung, Berechnung und 

Bescheinigung des Studienaufwands. 

(2) Leistungspunkte sind ein quantitatives Maß 
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eine umfassende Vor- und Nachbereitung der 

jeweiligen Veranstaltung erforderlich ist, sollte 

die Präsenzzeit der Lehrveranstaltungen für 

den Erwerb von 30 Leistungspunkten in geistes- 

und sozialwissenschaftlichen Studienprogram-

men 22 Semesterwochenstunden und bei natur-

wissenschaftlichen Studienprogrammen 28 

Semesterwochenstunden nicht überschreiten. 

Der veranschlagte Arbeitsaufwand entspricht 

der Realität: Die Studienanforderungen sind in 

der dafür vorgesehenen Zeit erfüllbar, die 

Zeiten für das Selbststudium werden berück-

sichtigt.  

legen. Ein Leistungspunkt entspricht einer 

Gesamtarbeitsleistung der Studierenden im 

Präsenz- und Selbststudium von 25 bis höchs-

tens 30 Zeitstunden.  

 

StudAkkV §8(4): In begründeten Ausnahme-

fällen können für Studiengänge mit besonderen 

studienorganisatorischen Maßnahmen bis zu 75 

ECTS-Leistungspunkte pro Studienjahr zu-

grunde gelegt werden. Dabei ist die Arbeitsbe-

lastung eines ECTS-Punktes mit 30 Stunden 

bemessen. Besondere studienorganisatorische 

Maßnahmen können insbesondere Lernumfeld 

und Betreuung, Studienstruktur, Studienpla-

nung und Maßnahmen zur Sicherung des Le-

bensunterhalts betreffen.  

für den Studienaufwand der Studierenden. Sie 

umfassen sowohl die Kontaktzeit als auch die 

Zeit für die Vor- und Nachbereitung des Lehr-

stoffes (Präsenz-und Selbststudium), den Prü-

fungsaufwand und die Prüfungsvorbereitungen 

sowie gegebenenfalls Praktika. 

(3) Ein Leistungspunkt entspricht einem durch-

schnittlichen studentischen Arbeitsaufwand von 

in der Regel 30 Zeitstunden. Für ein Semester 

sind entsprechend dem European Credit Trans-

fer System (ECTS) in der Regel 30 Leistungs-

punkte vor-gesehen. 

Bei einem Teilzeitstudiengang sind in der 

Regel 15 Leistungspunkte für ein Semester 

vorgesehen. 

(4) Einzelnen Studienleistungen als Teil von 

Modulen kann ein Leistungspunkteumfang 

zugeordnet werden; die Leistungspunkte wer-

den in diesem Fall jedoch erst vergeben, wenn 

das Modul erfolgreich abgeschlossen wurde. 

(5) Leistungspunkte für ein Modul werden nur 

einmal vergeben. 

(6) Die Vergabe von Leistungspunkten für 

praktische Studienabschnitte ist nur möglich, 

wenn die Praxisphasen von der Hochschule 

inhaltlich bestimmt sind, in der Regel durch 

Lehrveranstaltungen begleitet und mit einem 

Leistungsnachweis abgeschlossen werden. 

 

Interne Programmakkreditierung: Die Qua-

litätsanforderungen für die Studentische Ar-

beitsbelastung werden dann als erfüllt angese-

hen, wenn für ein Semester 30 LP (+/- 3 LP) 

vorgesehen sind und wenn die Präsenzzeit der 

Lehrveranstaltungen für den Erwerb von 30 LP 

in geistes- und sozialwissenschaftlichen Studi-

enprogrammen 22 SWS und bei naturwissen-

schaftlichen Studienprogrammen 28 SWS nicht 

überschreitet. 

 

2.4 Ausstattung 

Die adäquate Durchführung des Studienpro-

gramms ist hinsichtlich der personellen sowie 

 

ESG, 1.6 Lernumgebung: „Hochschulen verfü-

gen über angemessene Mittel zur Finanzierung 

von Studium und Lehre und stellen sicher, dass 

 

StudAkkV §12(2): Das Curriculum wird durch 

ausreichendes fachlich und methodisch-

didaktisch qualifiziertes Lehrpersonal umge-
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der qualitativen und quantitativen sächlichen 

und räumlichen Ausstattung für den Zeitraum 

der Akkreditierung gesichert. Das Lehrpersonal 

hat die Möglichkeit, an hochschuldidaktischen 

Weiterqualifizierungsprogrammen teilzuneh-

men und wird darin unterstützt. Zur Ausstat-

tung zählen auch Kooperationen mit anderen 

Disziplinen innerhalb der Universität, mit 

anderen Hochschulen und anderen wissen-

schaftlichen Einrichtungen. 

  

für die Studierenden jederzeit ein hinlängliches 

und leicht zugängliches Angebot an Lernmit-

teln und Betreuung bereitsteht.“ 

 

setzt. Die Verbindung von Forschung und 

Lehre wird entsprechend dem Profil der Hoch-

schulart insbesondere durch hauptberuflich 

tätige Professorinnen und Professoren sowohl 

in grundständigen als auch weiterführenden 

Studiengängen gewährleistet. Die Hochschule 

ergreift geeignete Maßnahmen der Personal-

auswahl und -qualifizierung.  

 

StudAkkV §12(3): Der Studiengang verfügt 

darüber hinaus über eine angemessene Res-

sourcenausstattung (insbesondere nichtwissen-

schaftliches Personal, Raum- und Sachausstat-

tung, einschließlich IT-Infrastruktur, Lehr- und 

Lernmittel).  

 

2.5 Förderung der Mobilität im Studium 

Eines der drei Hauptziele des Bologna-

Prozesses ist die Förderung von Mobilität. 

Mobilität im Studium kann hochschulseitig 

insbesondere gefördert werden durch entspre-

chende Beratungsangebote, Wahlpflichtberei-

che, die auch im Ausland studiert werden kön-

nen, eine geringe Verknüpfung von Modulen, 

der Möglichkeit, Module innerhalb eines Se-

mesters abzuschließen, und eine wohlwollende 

Anerkennungspraxis, die dann gegeben ist, 

wenn die Gleichwertigkeit der Kompetenzen 

und nicht der Studieninhalte abgeprüft wird. 

Eine große Unterstützung von Mobilität ist 

auch der Aufbau von Hochschulkooperationen 

(vgl. 2.4). Ein Ziel im Rahmen der Internatio-

nalisierungsstrategie der Universität Potsdam 

2020-2024 ist, dass „die Lehre in englischer 

Sprache […] quantitativ erhöht werden soll“.3 

Die Studierenden werden durch entsprechende 

Beratungsangebote bei der Planung, Durchfüh-

rung und Nachbereitung von Auslandsaufent-

halten unterstützt. 

 

BbgHG §24(5): Außerhalb des Hochschulwe-

sens erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten 

sind bis zu 50 Prozent auf ein Hochschulstudi-

um anzurechnen, wenn sie nach Inhalt und 

Niveau dem Teil des Studiums gleichwertig 

sind, der ersetzt werden soll. 

 

StudAkkV §7(1): […] Die Inhalte eines Mo-

duls sind so zu bemessen, dass in der Regel 

innerhalb von maximal zwei aufeinander fol-

genden Semestern vermittelt werden können; in 

besonders begründeten Ausnahmefällen kann 

sich ein Modul kann sich ein Modul auch über 

mehr als zwei Semester erstrecken.  

 

StudAkkV §16(1): Bei der Betreuung, der 

Gestaltung des Studiengangs und den ange-

wendeten Lehr- und Lernformen werden die 

Vielfalt der Studierenden und ihre Bedürfnisse 

respektiert und die spezifischen Anforderungen 

mobiler Studierender berücksichtigt. 

 

StudAkkV §12(1): [Das Studiengangskonzept] 

schafft geeignete Rahmenbedingungen zur 

Förderung der studentischen Mobilität, die den 

Studierenden einen Aufenthalt an anderen 

Hochschulen ohne Zeitverlust ermöglichen.  

 

Internationalisierungsstrategie der Universi-

tät Potsdam3: Zur Vorbereitung der Studieren-

den auf die Globalisierung der Gesellschaft soll 

allen Studierenden die Möglichkeit geboten 

werden, internationale Erfahrungen zu machen 

– vom klassischen Auslandsstudium/-

praktikum, über Summer Schools, Abschluss-

arbeiten im Ausland, Blended Learning Forma-

te, Engagement im Buddy-Programm, ein 

Studium in englischsprachigen Studiengängen 

gemeinsam mit internationalen Studierenden 

oder internationale Exkursionen. 

 

BAMA-O §16(1): Im Interesse der Studieren-

den und zur Förderung der Mobilität verfolgt 

die Universität Potsdam eine wohlwollende 

Anerkennungspraxis im Rahmen des §24 

BbgHG. 

  

 

3  Internationalisierungsstrategie der Universität Potsdam 2020-2024; URL: https://www.uni-potsdam.de/fileadmin01/projects/international/images/detailseiten/01_Profil_International/2019-

11-18_Internationalisierungsstrategie_DE.pdf 



 

15 

 

Prüfbereiche der hochschulinternen Akkre-

ditierung 

Leitlinien und Kriterien externer Organisa-

tionen 

Studienakkreditierungsverordnung 

(StudAkkV) 

Beschlüsse/Richtlinien/Kriterien der Univer-

sität Potsdam 

3. Prüfungssystem 

 

3.1 Prüfungsorganisation 

Die Prüfungen sind so organisiert, dass sich 

die Prüfungslast über das Studium verteilt und 

keine „Belastungsspitzen“ entstehen. Jedes 

Modul schließt in der Regel mit einer das ge-

samte Modul umfassenden Prüfung ab. Ansons-

ten werden zumindest verschiedene Formen bei 

den Teilprüfungen angewandt. Pro Semester 

bzw. für den Erwerb von 30 Leistungspunkten 

sollten nicht mehr als 6 Prüfungsleistungen 

gefordert werden. Der Umfang der Vorleistun-

gen (Studienleistun-

gen/Prüfungsnebenleistungen) ist auf das not-

wendige Maß zu begrenzen. Die Prüfungsmo-

dalitäten sind in Bezug auf die im Modul zu 

absolvierenden Leistungspunkte angemessen. 

  

StudAkkV §12(5): Die Studierbarkeit in Re-

gelstudienzeit ist gewährleistet. Dies umfasst 

insbesondere […] 2. weitgehende Überschnei-

dungsfreiheit von […] Prüfungen, 3. Einen 

plausiblen und der Prüfungsbelastung angemes-

senen durchschnittlichen Aufwand […] 4. Eine 

adäquate und belastungsangemessene Prü-

fungsdichte und -organisation, wobei in der 

Regel für ein Modul nur eine Prüfung vorgese-

hen wird und Module mindestens einen Um-

fang von fünf ECTS-Leistungspunkten aufwei-

sen sollen.  

 

StudAkkV §8(1): […] Für ein Modul werden 

ECTS-Leistungspunkte gewährt, wenn die in 

der Prüfungsordnung vorgesehenen Leistungen 

nachgewiesen werden. Die Vergabe von ECTS-

Leistungspunkten setzt nicht zwingend eine 

Prüfung, sondern den erfolgreichen Abschluss 

des jeweiligen Moduls voraus. 

 

BAMA-O §8: 

(1) Der Leistungserfassungsprozess dokumen-

tiert die Prüfungs- und Studienleistungen. 

(2) Prüfungsleistungen sind benotete Leistun-

gen, die in die Gesamtnote des Studiengangs 

eingehen. Alle anderen Leistungen sind Stu-

dienleistungen. Die in einer Prüfung zu erbrin-

genden Prüfungsleistungen können nach Maß-

gabe dieser Ordnung und der jeweiligen fach- 

bzw. studiengangspezifischen Ordnung insbe-

sondere in Form von mündlichen Prüfungen, 

Klausuren, Projektarbeiten, schriftlichen Haus-

arbeiten, Referaten und Testaten erbracht wer-

den. Die Mindestdauer von mündlichen Prü-

fungen soll je Studierenden 15 Minuten nicht 

unterschreiten. Die Dauer von Klausurarbeiten 

soll 90 Minuten nicht unterschreiten. Für eine 

Modul(teil)prüfung dürfen in der Modulbe-

schreibung im Modulkatalog der fach- bzw. 

studiengangspezifischen Ordnung maximal drei 

unterschiedliche Prüfungsformen bestimmt 

werden. Innerhalb eines Semesters sollen alle 

Kandidatinnen und Kandidaten nach der glei-

chen Prüfungsform geprüft wer-den. Die Prü-

fungsform soll spätestens zu Beginn der Vorle-

sungszeit bekannt gegeben werden. 

(3) Modulprüfungen bestehen in der Regel aus 

einer (einzigen) Prüfungsleistung. In diesem 

Fall ist die Modulprüfung auf alle dem jeweili-

gen Modul zugeordneten Qualifikationsziele zu 

beziehen. In begründeten Fällen können einzel-

ne Modulprüfungen nach Maßgabe der fach- 

bzw. studiengangspezifischen Ordnung aus 

mehreren Prüfungen (Modulteilprüfungen) 

bestehen, insbesondere wenn dieses wegen der 

Größe oder des inhaltlichen Auf-baus des Mo-

duls geboten ist. 

 

3.2 Kompetenzorientierung der Prüfungen 

 

ESG, 1.3 Studienzentriertes Lernen, Lehren 

 

StudAkkV §12(4): Prüfungen und Prüfungsar-

 

BAMA-O §8(3): Modulprüfungen bestehen in 
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Die Prüfungen dienen der Feststellung, ob die 

formulierten Qualifikationsziele erreicht wur-

den. Entsprechend dieser Qualifikationsziele 

wird die Form der Prüfung gewählt. Jede Prü-

fungsform prüft also spezifische Kompetenzen 

ab (das Schreiben einer Hausarbeit erfordert 

andere Kompetenzen als das Halten eines 

Referats oder das Bestehen einer Klausur). 

Studierende sollten also zur Erlangung komple-

xer Fähigkeiten im Laufe ihres Studiums mit 

verschiedenen Prüfungsformen konfrontiert 

werden. Daher sollten nicht mehr als 

75 Prozent der Prüfungen in derselben Prü-

fungsform durchgeführt werden. 

und Prüfen: „Die Prüfung ermöglicht den Stu-

dierenden zu zeigen, in welchem Umfang sie 

die gewünschten Lernergebnisse erreicht ha-

ben.“ 

ten ermöglichen eine aussagekräftige Überprü-

fung der erreichten Lernergebnisse. Sie sind 

modulbezogen und kompetenzorientiert. 

 

der Regel aus einer (einzigen) Prüfungsleis-

tung. In diesem Fall ist die Modulprüfung auf 

alle dem jeweiligen Modul zugeordneten Quali-

fikationsziele zu beziehen. In begründeten 

Fällen können einzelne Modulprüfungen nach 

Maßgabe der fach- bzw. studiengangspezifi-

schen Ordnung aus mehreren Prüfungen (Mo-

dulteilprüfungen) bestehen, insbesondere wenn 

dieses wegen der Größe oder des inhaltlichen 

Aufbaus des Moduls geboten ist. 
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Prüfbereiche der hochschulinternen Akkre-

ditierung 

Leitlinien und Kriterien externer Organisa-

tionen 

Studienakkreditierungsverordnung 

(StudAkkV) 

Beschlüsse/Richtlinien/Kriterien der Univer-

sität Potsdam 

4. Studienorganisation 

 

4.1 Dokumentation 

Die Studienordnung enthält einen exemplari-

schen Studienverlaufsplan, der die Studierbar-

keit dokumentiert. Ist ein Beginn des Studiums 

zum Winter- und Sommersemester möglich oder 

werden Pflichtveranstaltungen nicht jährlich 

angeboten, sind zwei Studienverlaufspläne 

enthalten. Idealerweise finden sich für Zwei-

Fächer-Bachelorprogramme Studienverlaufs-

pläne für die häufigsten Kombinationen. Studi-

enprogramm, Studienverlauf, Prüfungsanforde-

rungen und Zugangsvoraussetzungen sind 

dokumentiert und veröffentlicht. Die in der 

Studienordnung formulierten Anforderungen 

finden ihre Entsprechung im Modulkatalog und 

Vorlesungsverzeichnis. Die Studienordnung 

(bzw. der Modulkatalog) ist für die Studieren-

den verständlich, die darin geforderten Leis-

tungen sind transparent. Von Änderungen und 

Neuerungen im Studienprogramm erhalten die 

Studierenden unmittelbar Kenntnis. 

 

ESG, 1.3 Studierendenzentriertes Lernen, 

Lehren und Prüfen:  

Die Kriterien und die Form der Prüfung sowie 

die Kriterien für die Notenvergabe werden im 

Voraus bekannt gegeben […]. 

 

ESG, 1.8 Öffentliche Information:  

Informationen über die Aktivitäten einer Hoch-

schule sind nützlich für die Studierenden von 

heute und morgen, aber auch für die Absolven-

tinnen und Absolventen, weitere Interessen-

gruppen und die Öffentlichkeit. Daher infor-

mieren Hochschulen über ihre Aktivitäten – 

unter anderem über ihre Studiengänge und 

Auswahlkriterien, die vorgesehenen Lerner-

gebnisse der Studiengänge, die Qualifikationen, 

die sie verleihen, die eingesetzten Lehr-, Lern- 

und Prüfverfahren, die Erfolgsquoten, die den 

Studierenden angebotenen Lernmöglichkeiten 

sowie die Berufslaufbahnen von Absolventin-

nen und Absolventen. 

 

StudAkkV §12(5): Die Studierbarkeit in der 

Regelstudienzeit ist gewährleistet. Dies umfasst 

insbesondere 

1. einen planbaren und verlässlichen Studienbe-

trieb, 

2. die weitgehende Überschneidungsfreiheit 

von Lehrveranstaltungen und Prüfungen, 

3. einen plausiblen und der Prüfungsbelastung 

angemessenen durchschnittlichen Arbeitsauf-

wand, wobei die Lernergebnisse eines Moduls 

so zu bemessen sind, dass sie in der Regel 

innerhalb eines Semesters oder eines Jahres 

erreicht werden können, was in regelmäßigen 

Erhebungen validiert wird, und 

4. eine adäquate und belastungsangemessene 

Prüfungsdichte und -organisation, wobei in der 

Regel für ein Modul nur eine Prüfung vorgese-

hen wird und Module mindestens einen Um-

fang von fünf ECTS-Leistungspunkten aufwei-

sen sollen. 

 

BAMA-O §5(4): „Zur Dokumentation der 

Studierbarkeit muss jede fachspezifische Ord-

nung einen exemplarischen Studienverlaufsplan 

je Abschlussart enthalten, der eine mögliche 

und studierbare Abfolge aller Module sowie die 

Anfertigung der Abschlussarbeit innerhalb der 

Regelstudienzeit eines Studiengangs aufzeigt. 

Ist ein Studienbeginn zum Sommer- und Win-

tersemester möglich, ist in der fachspezifischen 

Ordnung die Studierbarkeit entsprechend für 

den Beginn zum Sommer- und zum Winterse-

mester in Form von Studienverlaufsplänen 

aufzuzeigen. Für Bachelor-Studiengänge sind 

bei der Dokumentation der Studierbarkeit im 

Studienverlaufsplan die Module zum Erwerb 

von Schlüsselkompetenzen zu berücksichtigen, 

bei Zwei-Fächer-Bachelor-Studiengängen 

zusätzlich auch den Studienaufwand des zwei-

ten Fachs.“ 

 

4.2 Berücksichtigung der Kombinierbarkeit 

Zur Berücksichtigung der Kombinierbarkeit in 

Kombinationsprogrammen sind die Leistungs-

punkte im exemplarischen Studienverlaufsplan 

innerhalb des Erstfachs bzw. Zweitfachs über 

die Semester gleichmäßig verteilt. Weiterhin 

sollten in einer Universität, für die fachüber-

greifende Lehrveranstaltungen, die Mehrfach-

nutzung von Modulen für verschiedene Studi-

enprogramme, der Bereich Schlüsselkompeten-

zen sowie auch das Angebot von Zwei-Fächer-

Studienprogrammen wichtige Profilmerkmale 

sind, Module einer einheitlichen Größeneintei-

lung entsprechend aufgebaut sein. Daher sollte 

der Leistungspunkteumfang eines Moduls (ins-

besondere bei Zwei-Fächer-

Studienprogrammen) durch 3 teilbar sein, d.h. 

  

StudAkkV §32(1): Wählen die Studierenden 

aus einer größeren Zahl zulässiger Fächer für 

das Studium einzelne Fächer aus, ist jedes 

dieser Fächer ein Teilstudiengang als Teil eines 

Kombinationsstudiengangs. 

 

StudAkkV §32(2): Akkreditierungsgegenstand 

ist der Kombinationsstudiengang. Die Hoch-

schulen stellen durch jeweiliges Qualitätsma-

nagement sicher, dass die Studierbarkeit in 

allen möglichen Fächerkombinationen gegeben 

ist. 

 

BAMA-O § 5(1): Ein Modul umfasst in der 

Regel zwischen 6 und 18 Leistungspunkten. 

Bei Zwei-Fächer-Bachelor-Studiengängen 

umfassen die Module in der Regel 6, 9, 12, 15 

oder 18 Leistungspunkte. 

 

BAMA-O § 5(5): Die Studieninhalte sind bei 

einem Vollzeitstudium so auszuwählen und zu 

begrenzen, dass das Bachelor- bzw. das Mas-

terstudium in der jeweiligen Regelstudienzeit 

abgeschlossen werden kann. Zur Dokumentati-

on der Studierbarkeit muss jede fach- bzw. 

studiengangspezifische Ordnung einen exemp-

larischen Studienverlaufsplan je Abschlussart 

enthalten, der eine mögliche und studierbare 

Abfolge aller Module sowie die Anfertigung 

der Abschlussarbeit innerhalb der Regelstudi-
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in der Regel 6, 9, 12, 15 oder 18 Leistungs-

punkte umfassen, sofern Modulimporte oder -

exporte vorgesehen sind. 

enzeit eines Studiengangs aufzeigt. Ist ein 

Studienbeginn zum Sommer- und Winterse-

mester möglich, ist in der fach- bzw. studien-

gangspezifischen Ordnung die Studierbarkeit 

entsprechend für den Beginn zum Sommer- und 

zum Wintersemester in Form von Studienver-

laufsplänen aufzuzeigen. Für Bachelor-

Studiengänge sind bei der Dokumentation der 

Studierbarkeit im Studienverlaufsplan die 

Module zum Erwerb von Schlüsselkompeten-

zen zu berücksichtigen, bei Zwei-Fächer-

Bachelor-Studiengängen zusätzlich auch der 

Studienaufwand des zweiten Fachs. Für Zwei-

Fächer-Bachelor-Studiengänge wird zur Siche-

rung der Studier- und Kombinierbarkeit der 

Fächer eine Verteilung der Leistungspunkte 

gemäß Anhang 2 empfohlen. 

 

4.3 Koordination von und Zugang zu Lehr-

veranstaltungen 

Die Module und Lehrveranstaltungen werden 

entsprechend der Studienordnung angeboten. 

Der Studienverlaufsplan ist plausibel. Die 

Einschätzungen der Studierenden hinsichtlich 

der Möglichkeit, die Studienanforderungen in 

der dafür vorgesehenen Zeit zu erfüllen, der 

zeitlichen Koordination des Lehrangebots, des 

Zugangs zu erforderlichen Lehrveranstaltungen 

und der Anzahl von Plätzen in Lehrveranstal-

tungen fließen in die Bewertung ein. 

 

BBgHG §26 Lehrangebot: „Die Hochschule 

stellt das zur Einhaltung der Studienordnungen 

erforderliche Lehrangebot sicher.“ 

 

 

 

StudAkkV §12(5): Die Studierbarkeit in Re-

gelstudienzeit ist gewährleistet. Dies umfasst 

insbesondere 1. Einen planbaren und verlässli-

chen Studienbetrieb, 2. Die weitgehende Über-

schneidungsfreiheit von Lehrveranstaltungen 

[…]. 

  

 

4.4 Studiendauer und Studienzufriedenheit 

Die Studienorganisation ermöglicht den Ab-

schluss eines Studiums in der Regelstudienzeit 

(+ zwei Semester) – die Gründe (personale vs. 

studienorganisatorische Ursachen) für die 

Verlängerung des Studiums werden berücksich-

tigt. Die Studierenden sind insgesamt zufrieden 

mit ihrem Studium, würden sich (rückblickend) 

erneut für das Fach entscheiden und können ein 

Studium an der Universität Potsdam weiter 

empfehlen. Die Studierenden sind zufrieden mit 

den Möglichkeiten der individuellen Schwer-

 

BBgHG § 18(2) Studiengänge: „In den Prü-

fungsordnungen sind die Studienzeiten vorzu-

sehen, in denen ein erster berufsqualifizierender 

Abschluss erworben werden kann (Regelstudi-

enzeit). Die Regelstudienzeit schließt Zeiten 

einer in den Studiengang eingeordneten berufs-

praktischen Tätigkeit, praktische Studiensemes-

ter und Prüfungszeiten ein. Sie ist maßgebend 

für die Gestaltung der Studiengänge, die Si-

cherstellung des Lehrangebots, die Gestaltung 

des Prüfungsverfahrens sowie für die Ermitt-

lung und Feststellung der Ausbildungskapazitä-

 

StudAkkV §12(5): Die Studierbarkeit in der 

Regelstudienzeit ist gewährleistet. Dies umfasst 

insbesondere 

1. einen planbaren und verlässlichen Studienbe-

trieb, 

2. die weitgehende Überschneidungsfreiheit 

von Lehrveranstaltungen und Prüfungen, 

3. einen plausiblen und der Prüfungsbelastung 

angemessenen durchschnittlichen Arbeitsauf-

wand, wobei die Lernergebnisse eines Moduls 

so zu bemessen sind, dass sie in der Regel 

innerhalb eines Semesters oder eines Jahres 

 

BAMA-O § 5(5): Die Studieninhalte sind bei 

einem Vollzeitstudium so auszuwählen und zu 

begrenzen, dass das Bachelor- bzw. das Mas-

terstudium in der jeweiligen Regelstudienzeit 

abgeschlossen werden kann. Zur Dokumentati-

on der Studierbarkeit muss jede fach- bzw. 

studiengangspezifische Ordnung einen exemp-

larischen Studienverlaufsplan je Abschluss-art 

enthalten, der eine mögliche und studierbare 

Abfolge aller Module sowie die Anfertigung 

der Abschlussarbeit innerhalb der Regelstudi-

enzeit eines Studiengangs aufzeigt. Ist ein 
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punktsetzung. ten und die Berechnung von Studierendenzah-

len bei der Hochschulplanung.“ 

 

erreicht werden können, was in regelmäßigen 

Erhebungen validiert wird, und 

4. eine adäquate und belastungsangemessene 

Prüfungsdichte und -organisation, wobei in der 

Regel für ein Modul nur eine Prüfung vorgese-

hen wird und Module mindestens einen Um-

fang von fünf ECTS-Leistungspunkten aufwei-

sen sollen 

 

Studienbeginn zum Sommer- und Winterse-

mester möglich, ist in der fach- bzw. studien-

gangspezifischen Ordnung die Studierbarkeit 

entsprechend für den Beginn zum Sommer- und 

zum Wintersemester in Form von Studienver-

laufsplänen aufzuzeigen. Für Bachelor-

Studiengänge sind bei der Dokumentation der 

Studierbarkeit im Studienverlaufsplan die 

Module zum Erwerb von Schlüsselkompeten-

zen zu berücksichtigen, bei Zwei-Fächer-

Bachelor-Studiengängen zusätzlich auch der 

Studienaufwand des zweiten Fachs. Für Zwei-

Fächer-Bachelor-Studiengänge wird zur Siche-

rung der Studier- und Kombinierbarkeit der 

Fächer eine Verteilung der Leistungspunkte 

gemäß Anhang 2 empfohlen. 

 

4.5 Fachliche Beratung und Betreuung im 

Studium 

Die Sprechzeiten für die fachliche Beratung 

und Betreuung sind veröffentlicht und transpa-

rent dargestellt. Die Ansprechpartner*innen 

sind klar definiert. Die Studierenden sind zu-

frieden mit der fachlichen Beratung und Be-

treuung. 

 

ESG, 1.6: Die Hochschulen halten eine breitge-

fächerte Ausstattung bereit, die das Studium 

unterstützt und eine positive Hochschulerfah-

rung ermöglicht. Dazu gehören neben physi-

schen Ressourcen / Sachmitteln wie etwa Bib-

liotheken, Studienräumen und IT-Infrastruktur, 

auch die Betreuung durch Tutorinnen und 

Tutoren, Studienberaterinnen und Studienbera-

ter und andere Ratgeber. Das Betreuungsange-

bot ist besonders wichtig wenn es darum geht, 

die Mobilität der Studierenden innerhalb eines 

sowie zwischen verschiedenen Hochschulsys-

temen zu unterstützen.  
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Prüfbereiche der hochschulinternen Akkre-

ditierung 

Leitlinien und Kriterien externer Organisa-

tionen 

Studienakkreditierungsverordnung 

(StudAkkV) 

Beschlüsse/Richtlinien/Kriterien der Univer-

sität Potsdam 

5. Forschungs-, Praxis- und Berufsfeldbezug 

 

5.1 Forschungsbezug 

Das Studium bietet Möglichkeiten, eigene 

forschungspraktische Erfahrungen zu sammeln 

(Forschungsmodule, Prüfungsformen) und hält 

spezielle Angebote zum Erlernen wissenschaft-

licher Arbeitsweisen vor. In den Lehrveranstal-

tungen erfolgt regelmäßig die Einbeziehung 

von aktuellen Forschungsfragen und For-

schungsergebnissen. Es werden spezielle Lehr-

veranstaltungen angeboten, in denen For-

schungsmethoden und Forschungsergebnisse 

vorgestellt werden. 

 

  

StudAkkV §11(2): Die fachlichen und wissen-

schaftlichen/künstlerischen Anforderungen 

umfassen die Aspekte Wissen und Verstehen 

(Wissensverbreiterung, Wissensvertiefung und 

Wissensverständnis), Einsatz, Anwendung und 

Erzeugung von Wissen/Kunst (Nutzung, Trans-

fer wissenschaftliche Innovation), Kommunika-

tion und Kooperation sowie wissenschaftli-

ches/künstlerisches Selbstverständnis / Profes-

sionalität und sind stimmig im Hinblick auf das 

vermittelte Abschlussniveau. 

 

StudAkkV §11(3): Bachelorstudiengänge 

dienen der Vermittlung wissenschaftlicher 

Grundlagen, Methodenkompetenz und berufs-

feldbezogener Qualifikationen und stellen eine 

breite wissenschaftliche Qualifizierung sicher.  

 

StudAkkV § 12(2): […] Die Verbindung von 

Forschung und Lehre wird entsprechend dem 

Profil der Hochschulart insbesondere durch 

hauptberuflich tätige Professorinnen und Pro-

fessoren sowohl in grundständigen als auch in 

weiterführenden Studiengängen gewährleistet.  

 

BAMA-O, Anhang 3 (zu § 23 Abs. 3) Aka-

demische Grundkompetenzen: Die Module im 

Bereich wissenschaftliches Arbei-

ten/wissenschaftliche Praxis zielen vorwiegend 

auf den Erwerb von fachnahen Methodenkom-

petenzen, die die individuelle Studierfähigkeit 

erhöhen. 

 

 

5.2 Praxisbezug 

Das Studium bietet Möglichkeiten, berufsprak-

tische Erfahrungen zu sammeln. In den Lehr-

veranstaltungen erfolgt in angemessenem Um-

fang das Einbringen von Beispielen aus der 

Praxis oder es werden spezielle Lehrveranstal-

tungen angeboten, in denen Praxiswissen ver-

mittelt wird (z.B. über Anforderungen und 

Erfordernisse in Berufsfeldern). Die Studieren-

den werden durch entsprechende Beratungsan-

gebote bei der Planung, Durchführung und 

Nachbereitung von Praktika unterstützt. Den 

Studierenden werden Beratungsangebote spezi-

ell für Fragen zum Berufseinstieg und zu den 

 

ESG, 1.2 Gestaltung und Genehmigung von 

Studiengängen: „Studiengänge […] beinhalten, 

wo sinnvoll, gut strukturierte Praxisphase […].“ 

 

 

StudAkkV §12(1): Das Studiengangskonzept 

umfasst […] gegebenenfalls Praxisanteile.  

 

 

 

BAMA-O § 24(1): Die Schlüsselkompetenzen 

umfassen den Erwerb 

a) überfachlicher Kenntnisse, Fähigkeiten und 

Fertigkeiten mit unmittelbarem Nutzen für 

verschiedene Berufswelten, aber auch schon für 

das Studium, 

b) von Methoden und Strategien des interdis-

ziplinären und problemlösungsorientierten 

Denkens und Arbeitens, 

c) berufsfeldorientierten Wissens und 

d) von Fähigkeiten, sich selbst in gesellschaftli-

chen Situationen zu orientieren und diese an-

gemessen mit zu gestalten 
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Anforderungen des Arbeitsmarkts gemacht. Interne Programmakkreditierung: Insbeson-

dere bei Bachelorprogrammen sollten in der 

Studienordnung Praktika verankert werden, 

über die ein Bezug zur Arbeitswelt hergestellt 

wird. (vgl. dazu „Potsdamer Beiträge zur Hoch-

schulforschung: Nach Bologna: Praktika im 

Studium – Pflicht oder Kür?“) 

 

5.3 Berufsfeldbezug 

Die Absolvent*innen verfügen über berufsfeld-

relevante fachliche, methodische, soziale und 

personale Kompetenzen, so dass ein erfolgrei-

cher Übergang in den Beruf ermöglicht wird.  

 

 

 

 

 

 

StudAkkV §11(1): Die Qualifikationsziele und 

die angestrebten Lernergebnisse sind klar for-

muliert und tragen den in Artikel 2 Absatz 3 

Nummer 1 Studienakkreditierungsstaatsvertrag 

genannten Zielen von Hochschulbildung nach-

vollziehbar Rechnung. 

 

BAMA-O § 4(1): „Ziel des Hochschulstudiums 

ist der Erwerb eines Bachelor- bzw. Mastergra-

des. Der Bachelor stellt den ersten Abschluss 

des Hochschulstudiums dar und besitzt ein 

eigenständiges berufsqualifizierendes Profil. 

Das Masterstudium führt zu einem weiteren 

berufsqualifizierenden Abschluss.“ 

  



 

22 

 

Prüfbereiche der hochschulinternen Akkre-

ditierung 

Leitlinien und Kriterien externer Organisa-

tionen 

Studienakkreditierungsverordnung 

(StudAkkV) 

Beschlüsse/Richtlinien/Kriterien der Univer-

sität Potsdam 

6. Qualitätsentwicklung 

 

6.1 Weiterentwicklung des Studienpro-

gramms  

Das Studienprogramm wird unter Beteiligung 

von Studierenden und Absolvent*innen regel-

mäßig evaluiert (Studierenden- und Absolven-

tenbefragungen). Die Ergebnisse werden ge-

nutzt, um Maßnahmen zur Sicherung des Stu-

dienerfolgs und für die Weiterentwicklung des 

Studienprogramms abzuleiten. Die Regelungen 

zur Evaluation des Studienprogramms in der 

zentralen Evaluationssatzung werden umge-

setzt. 

 

ESG, 1.2 Gestaltung und Genehmigung von 

Studiengängen: „Hochschulen verfügen über 

Verfahren für die Gestaltung und Genehmigung 

ihrer Studiengänge. Die Studiengänge sind so 

gestaltet, dass ihre Ziele, einschließlich der 

erwünschten Lernergebnisse, erreicht werden 

können. Die Qualifikation, die im Rahmen 

eines Studiengangs erworben wird, ist eindeutig 

definiert und kommuniziert; sie bezieht sich auf 

die entsprechende Ebene des nationalen Quali-

fikationsrahmens für die Hochschulbildung und 

folglich auch auf den Qualifikationsrahmen für 

den Europäischen Hochschulraum. […] Studi-

engänge werden so gestaltet, dass ihre Qualifi-

kationsziele auf die Strategie der Institution 

abgestimmt sind und die gewünschten Lerner-

gebnisse klar definiert sind; werden unter Mit-

wirkung der Studierenden und weiterer beteilig-

ter Interessengruppen gestaltet; nutzen externe 

Expertise und Referenzpunkte […].“ 

 

ESG, 1.7 Informationsmanagement: „Um 

fundierte Entscheidungen treffen zu können 

und zu erkennen, was gut funktioniert und was 

verändert werden sollte, braucht es verlässliche 

Daten. Mittels effektiver Verfahren werden 

Informationen über Studiengänge und andere 

Aktivitäten gesammelt, analysiert und dem 

internen System zur Qualitätssicherung zuge-

führt. Welche Daten erfasst werden, hängt in 

gewissem Maße vom Typ und der Aufgabe der 

Hochschulen ab. Folgende Daten sind relevant: 

Leistungsindikatoren (KPI); das Profil der 

Studierendenschaft; Studienverläufe, Erfolgs- 

und Abbruchquoten; die Zufriedenheit der 

Studierenden mit den Studiengängen; die ver-

fügbare Ausstattung und Betreuung; Berufswe-

ge der Absolventinnen und Absolventen. Die 

Daten können auf verschiedene Weisen erho-

 

StudAkkV §13(1): Die fachlich-inhaltliche 

Gestaltung und die methodisch-didaktischen 

Ansätze des Curriculums werden kontinuierlich 

überprüft und an fachliche und didaktische 

Weiterentwicklungen angepasst. 

 

StudAkkV §14: Der Studiengang unterliegt 

unter Beteiligung von Studierenden und Absol-

ventinnen und Absolventen einem kontinuierli-

chen Monitoring. Auf dieser Grundlage werden 

Maßnahmen zur Sicherung des Studienerfolgs 

abgeleitet. Diese werden fortlaufen überprüft 

und die Ergebnisse für die Weiterentwicklung 

des Studiengangs genutzt. Die Beteiligten 

werden über die Ergebnisse und die ergriffenen 

Maßnahmen unter Beachtung datenschutzrecht-

licher Belange informiert.  

 

StudAkkV §18(1): Das Qualitätsmanagement-

system beinhaltet regelmäßige Bewertungen 

der Studiengänge und der für Lehre und Studi-

um relevanten Leistungsbereiche [...]. Zeigt 

sich dabei Handlungsbedarf, werden die erfor-

derlichen Maßnahmen ergriffen.  

 

 

Evaluationssatzung §3(1): Evaluation dient 

der Überprüfung, ob die Universität ihre Ziele 

in Lehre und Studium erreicht hat, der Weiter-

entwicklung der Lehr- und Studienqualität, der 

kontinuierlichen Überprüfung der Einhaltung 

von Qualitätsstandards und -kriterien sowie der 

Vorbereitung und Durchführung von Akkredi-

tierungen. 

 

Evaluationssatzung §6(1): Die Studiengangs-

evaluation hat das Ziel, 

a) die kontinuierliche Diskussionen über die 

Qualität von Studienprogrammen sicherzustel-

len, 

b) Verbesserungspotenziale zu identifizieren, 

c) Maßnahmen zur Weiterentwicklung des 

Studienprogrammes abzuleiten sowie 

d) die Zielerreichung durch getroffene Maß-

nahmen zu überprüfen. Die Studienkommissio-

nen nutzen die Ergebnisse der Studiengangs-

evaluation zur Weiterentwicklung des Studien-

ganges. 

 

Evaluationssatzung §6(2): Gegenstand der 

Studiengangsevaluation kann insbesondere 

sein: 

a) die Umsetzung der Qualitätsziele der Fakul-

täten auf der Ebene der Studienprogramme, 

b) das Erreichen der angestrebten Ziele des 

Studienprogrammes (insbesondere hinsichtlich 

des Qualifikationsniveaus und Qualifikations-

profils), 

c) Aspekte der Studierbarkeit und Studienorga-

nisation, Beratung und Betreuung der Studie-

renden, 

d)die Überprüfung einzelner Module insbeson-

dere hinsichtlich der Transparenz der Modul-

ziele und der Leistungsanforderungen, der 

Kohärenz der Bestandteile des Moduls und 
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ben werden. Wichtig ist, dass Studierende und 

Beschäftigte an der Zulieferung und Auswer-

tung der Daten sowie an der Planung von 

Folgeaktivitäten beteiligt werden.“ 

seiner Verbindung zum zugeordneten Studien-

programm sowie hinsichtlich seiner Studierbar-

keit (Arbeitsbelastung der Studierenden) und 

e) der berufliche Verbleib der Absolventinnen 

und Absolventen. 

 

6.2 Verfahren der Lehrveranstaltungsevalu-

ation  

Die Regelungen zur Lehrveranstaltungsevalua-

tion in der zentralen Evaluationssatzung wer-

den umgesetzt. Die Ergebnisse der Lehrveran-

staltungsevaluation und gegebenenfalls abge-

leitete Maßnahmen werden dokumentiert und 

an die Studierenden zurückgemeldet. 

   

Evaluationssatzung § 5(1): Die Lehrveranstal-

tungsevaluation hat das Ziel, Lehrqualität zu 

sichern, indem 

a) eine regelmäßige Evaluation erfolgt, 

b) den Lehrenden der Universität Potsdam die 

Möglichkeit gegeben wird, ihre individuelle 

Lehre insbesondere unter den Aspekten -

Planung und Durchführung von Lehrveranstal-

tungen;-eingesetzte Lehr-Lernformen und 

didaktische Konzepte sowie-Formulierung und 

Überprüfung von Lern-ergebnissen weiterzu-

entwickeln und 

c) der Dialog zwischen Studierenden und Leh-

renden über Lehr-und Lernprozesse insbeson-

dere unter den in 1b) genannten Aspekten 

gefördert wird. Alle Studierenden haben dar-

über hinaus stets die Möglichkeit, sich bei 

lehrveranstaltungsbezogenen Problemen an die 

Beschwerdestellen der Fakultäten, des ZeLB 

bzw. des Zessko zu wenden. 

 

(2) Zur Sicherung der regelmäßigen Lehrveran-

staltungsevaluation nach Absatz 1 a) werden in 

jedem Semester mindestens 20% der angebote-

nen Lehrveranstaltungen an den Fakultäten und 

dem Zessko für die Lehrveranstaltungsevalua-

tion ausgewählt. Bei der Auswahl sollen die 

Lehrveranstaltungen in den Pflichtmodulen des 

Bachelor-und Masterstudiums sowie die Lehr-

veranstaltungen in den Wahlpflicht-modulen, 

die in den empfohlenen Studienverlaufsplänen 

den ersten vier Semestern des Bachelorstudi-

ums zugeordnet sind, vorrangig berücksichtigt 

werden. Zudem sollen die lehramtsspezifischen 

Veranstaltungen angemessen in die Auswahl 

einbezogen werden. Die Studiendekaninnen 

und Studiendekane, die Direktorin oder der 



 

24 

 

Direktor des ZeLB bzw. die Leiterin oder der 

Leiter des Zessko stellen durch geeignete Aus-

wahlprozesse die Quote der zu evaluierenden 

Lehrveranstaltungen sowie den Turnus sicher. 
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